
Ergebnisse einer interdisziplin�ren Arbeitsgruppe in der FH Hamburg*

Qualit�tskriterien f�r Gutachten
Anl�sslich des Hamburger Fachtages rechtliche Betreuung, der am
17.06.2009 in Hamburg-Wilhelmsburg stattfand, wurde deutlich, dass die
Qualit�t der Gutachten im betreuungsrechtlichen Verfahren verbesserungs-
w�rdig ist. Die folgenden Ausf�hrungen sind die Ergebnisse einer von der
Landesarbeitsgemeinschaft Betreuungsgesetz beauftragten Arbeitsgruppe
unter Mitwirkung der �rztekammer Hamburg. Neben der Entwicklung eines
Standards f�r Gutachten in Betreuungsverfahren hat sich die Arbeitsgruppe
zum Ziel gesetzt:

l Auftraggebern, Betroffenen und anderen Verfahrensbeteiligten Kriterien
an die Hand zu geben, um Gutachten kritisch bewerten zu kçnnen und

l �rztinnen und �rzten,1 die sich f�r eine gutachterliche T�tigkeit interes-
sieren, eine Anleitung zur Verf�gung zu stellen.

Auf der Grundlage der gesetzlichen Vorschriften werden die von der Arbeits-
gruppe – unter Ber�cksichtigung der von der Rechtsprechung entwickelten
Mindestanforderungen und der fachlichen Empfehlungen der beteiligten
Fach�rzte – erarbeiteten Qualit�tskriterien f�r Gutachten aufgef�hrt.2
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I. Vor Abfassung des Gutachtens
1. Der beauftragte Sachverst�ndige sollte
zun�chst pr�fen, ob er zur Erstattung
des Gutachtens ausreichend sachkundig
ist bzw. die gesetzlich vorgeschriebenen
Qualifikationen (s. o. zu den §§ 280
Abs. 1 Satz 2 und § 321 Abs. 1 FamFG)
erf�llt und ob der Auftrag ohne Hin-
zuziehung weiterer Sachverst�ndiger
erledigt werden kann. Ist dies nicht der
Fall, hat der Sachverst�ndige das Gericht
unverz�glich zu verst�ndigen (§ 407a
Abs. 1 ZPO). Ist oder war der Sach-
verst�ndige zugleich der behandelnde
Arzt des Betroffenen, ist zu pr�fen, ob
der Gutachtenauftrag abzulehnen ist.
Der Arzt l�uft Gefahr, gegen seine �rzt-
liche Schweigepflicht zu verstoßen. In
diesem Fall ist grds. eine Schwei-
gepflichtsentbindung einzuholen, ggf.
�ber den gesetzlichen Betreuer mit dem
Aufgabenkreis der Gesundheitssorge.

2. Der Sachverst�ndige ist grds. ver-
pflichtet, das Gutachten persçnlich zu
erstatten und darf dieses nicht einem
anderen �bertragen (§ 407a Abs. 2 ZPO).
Ausnahmen kçnnen beispielsweise eine
psychologische Testung oder apparative
Zusatzuntersuchungen sein. In diesem

Fall sind die weiteren �rzte bzw. Mit-
arbeiter und deren Verantwortungs-
bereiche im Gutachten zu benennen.

3. Hat der Sachverst�ndige Zweifel an
Inhalt und Umfang des Auftrages, so hat
er unverz�glich eine Kl�rung durch das
Gericht herbeizuf�hren (§ 407a Abs. 3
ZPO).

4. Der Sachverst�ndige sollte ferner pr�-
fen, ob er in der Lage ist, das Gutachten
innerhalb der seitens des Gerichts fest-
gelegten Frist zu erstatten. Ist dies nicht
der Fall, sollte er unverz�glich Kontakt mit
dem Gericht aufnehmen. Falls keine Frist
gesetzt wurde, sollte der Sachverst�ndige
das Gericht informieren, wenn mit erheb-
lichen Verzçgerungen zu rechnen ist.3

5. Sollten sich Unklarheiten ergeben,
welche Ausk�nfte/Ermittlungen der Be-
urteilung als objektiv gesichert zugrunde
gelegt werden kçnnen, sollte dies mit
dem auftraggebenden Gericht gekl�rt
werden, falls diese Angaben f�r das
Ergebnis der Begutachtung entschei-
dend sind. Dasselbe gilt, wenn solche
Ausk�nfte zu ungenau sind. Das Gericht
kçnnte dann zu den erheblichen Um-
st�nden weitere Erkenntnisquellen he-
ranziehen.

6. Es sollte mçglichst zeitnah und in
geeigneter Weise Kontakt mit dem Be-
troffenen aufgenommen und ein Termin
f�r die Begutachtung vereinbart werden.
Hierbei sollte auf die Bed�rfnisse und
W�nsche des Betroffenen (Termin in
oder außerhalb der Wohnung, an einem
neutralen Ort etc.) R�cksicht genommen
werden.

7. Die Exploration sollte unter fachlich
akzeptablen Bedingungen durchgef�hrt
werden, bei denen ein diskretes, unge-
stçrtes und konzentriertes Arbeiten

mçglich ist. Ein wertsch�tzender Um-
gang mit dem Betroffenen und seinen
Sorgen und evtl. �ngsten sollte f�r einen
Arzt selbstverst�ndlich sein.

8. Das Gutachten sollte zeitnah nach der
Untersuchung des Betroffenen abgefasst
werden. Es sollte ohne tiefere medizi-
nische oder psychiatrische Fachkennt-
nisse verst�ndlich sein, also sowohl dem
Gericht als auch dem Betroffenen, den
�brigen Verfahrensbeteiligten (§ 274
FamFG) u. a. Verfahrenspfleger, Betreu-
er.

II. Einleitung des Gutachtens

1. Einleitend sollten zun�chst der Auf-
traggeber des Gutachtens und die Fra-
gestellung des Beweisbeschlusses ge-
nannt werden.

2. Die Qualifikation des Arztes sollte aus
dem Gutachten erkennbar sein. Bei
�rzten, die eine einschl�gige Facharzt-
bezeichnung f�hren (z. B. Facharzt f�r
Psychiatrie (und Psychotherapie), Fach-
arzt f�r Nervenheilkunde, Facharzt f�r
Neurologie), ergibt sich deren Qualifika-
tion i. d. R. aus der erworbenen Fach-
arztbezeichnung.

Wird ein Arzt eines anderen Fachgebie-
tes oder ein Arzt ohne einschl�gige
Facharztbezeichnung mit Erfahrung auf
dem Gebiet der Psychiatrie vom Gericht
bestellt, so sollte dieser kurz darlegen,
wann/wie er im Rahmen seiner �rzt-

BtPrax 4/2011 145

* Mitglieder der Arbeitsgruppe sind: Bijan
Hadji, niedergelassener Facharzt f�r Neuro-
logie, Psychiatrie und Psychotherapie; Chris-
toph Lenk, Facharzt f�r Nervenheilkunde,
Facharzt f�r Psychiatrie und Psychotherapie,
Leiter des Sozialpsychiatrischen Dienstes
Hamburg-Wandsbek; Catrin Mautner-Lison,
Fach�rztin f�r Psychiatrie und Psychothera-
pie, Ober�rztin der Tagesklinik Ulmenhof;
Martin Lison, Facharzt f�r Psychiatrie und
Psychotherapie, Oberarzt der Tagesklinik der
Asklepios-Klinik Nord Ochsenzoll; Felix Paw-
las, Facharzt f�r Nervenheilkunde, Facharzt
f�r Neurologie, neurologischer Oberarzt der
Schçn-Klinik Hamburg Eilbek; Anne Soyka,
Richterin am LG Hamburg, 1. Zivilkammer
(Beschwerdekammer); Olav Stumpf, Richter
am LG, derzeit AG Hamburg-Barmbek (Be-
treuungsrichter). F�r die �rztekammer
Hamburg: Nina Rutschmann, Stellv. Justitia-
rin.

1 Aus Gr�nden der Lesbarkeit wird im Folgen-
den jeweils die m�nnliche Form gew�hlt.
Gemeint sind jeweils beide Geschlechter.

2 Die Arbeitsgruppe hat sich dabei im Wesent-
lichen an dem �blichen Aufbau von Gut-
achten orientiert. Dieser spiegelt die Be-
standteile der entsprechenden gerichtlichen
Entscheidung (Tatsachengrundlagen – Sach-
bericht, Ergebnis des Gutachtens – Entschei-
dungsgr�nde, Zusammenfassung – Tenor)
wider.

3 Fehlt eine Frist, sind pauschale Angaben
hinsichtlich einer angemessenen Bearbei-
tungsdauer schwierig und immer vom Ein-
zelfall abh�ngig. F�r ein Betreuungsgutach-
ten kçnnen vier Wochen angemessen sein,
f�r ein Unterbringungsgutachten eine Wo-
che. Im Zweifel empfiehlt sich eine fr�h-
zeitige Nachfrage bei Gericht.



lichen T�tigkeit die hier erforderlichen
psychiatrischen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

3. Der Betroffene ist vom Gericht �ber
die Einholung eines Gutachtens und die
Beauftragung eines Sachverst�ndigen
vorab in Kenntnis zu setzen. Unabh�ngig
davon hat eine Aufkl�rung durch den
Sachverst�ndigen vor Beginn der Explo-
ration zu erfolgen. Der Betroffene ist
aufgrund und Anlass der Begutachtung,
insbesondere auf die fehlende Schwei-
gepflicht des Sachverst�ndigen, gegen-
�ber dem Gericht hinzuweisen, und dies
ist im Gutachten zu dokumentieren. Des
Weiteren sollte dem Betroffenen der
Ablauf der Begutachtung in verst�ndli-
chen Worten erl�utert werden.

4. Ferner soll in Form einer �bersicht
aufgezeigt werden, auf welche Erkennt-
nisquellen sich das Gutachten st�tzt.
Hierbei sind insbesondere die Gerichts-
akte, die gutachterliche Untersuchung
und ggf. die Fremdanamnese sowie
weitere Dokumente zu nennen.

III. Tatsachengrundlagen

1. Vorbemerkungen

Der Inhalt der Erkenntnisquellen, die
Grundlage der anschließenden Beurtei-
lung und Beantwortung der Fragestel-
lung sind, ist nachvollziehbar und ge-
trennt wiederzugeben. Interpretierende
und kommentierende �ußerungen soll-
ten in diesem Abschnitt des Gutachtens
unterbleiben.

Die objektiven Befunde sollten so doku-
mentiert werden, dass ein Nichtmedizi-
ner sie verstehen kann, ggf. sind Fach-
begriffe zu erl�utern.

2. Aktenlage

Die wesentlichen, beurteilungsrelevan-
ten Ergebnisse der Aktenauswertung
sind im Gutachten darzustellen, sodass
das Gutachten aus sich heraus verst�nd-
lich und auch in seinen Schlussfolgerun-
gen nachvollziehbar wird.

3. Zus�tzliche Ermittlungen durch
Sachverst�ndigen

Mit Einverst�ndnis des Betroffenen bzw.
auf Anordnung des Gerichts, die mçg-
lichst im Beweisbeschluss enthalten sein
sollte, kçnnen – soweit erforderlich –
erg�nzende Informationen, wie Kran-
kenunterlagen und fremdanamnestische
Angaben (Gespr�che mit gesetzlichen
Betreuern, �rzten, Mitarbeitern und
Angehçrigen), herangezogen werden,
um ein umfassendes Bild zu gewinnen.

4. Exploration des Betroffenen

Das Gespr�ch mit dem Betroffenen
(einschließlich der Dauer) und dessen

eigene Angaben sollen dargestellt wer-
den. Der Betroffene ist regelm�ßig zu
folgenden Punkten zu befragen:

l Anlass des Gutachtens,

l Aktuelle Lebenssituation (ggf. Tages-
ablauf), Zukunftsperspektive,

l Psychiatrische/neurologische- und Such-
tanamnese,

l Kçrperliche Erkrankungen,

l Medikation,

l Lebensgeschichte und Familienanam-
nese.

Die Gewichtung und ggf. die Reihenfolge
dieser Punkte kann sich in Abh�ngigkeit
der Fragestellung ergeben.

Der Sachverst�ndige sollte die Unter-
suchungssituation (Zustand der Woh-
nung, Zustand des Probanden, Begleit-
umst�nde) nachvollziehbar beschreiben.
Bei betreuungsrelevanten Verhaltens-
stçrungen sollten die Verhaltenssymp-
tome pr�zise geschildert werden.

5. Psychopathologischer Befund
Der psychopathologische Befund stellt
aus �rztlicher Sicht den zentralen Inhalt
des Gutachtens dar. Er sollte vollst�ndig
sein, d. h. nicht nur die festgestellten
Pathologien enthalten. Eine Orientierung
am AMDP-System4 ist sinnvoll.

Die wesentlichen Pathologien bzw. Kern-
symptome des psychopathologischen
Befundes sollten anhand der zuvor
beschriebenen Exploration des Betroffe-
nen oder den sonstigen zuvor genannten
Erkenntnisquellen auch f�r den Nicht-
mediziner nachvollziehbar sein. Bei-
spielsweise: Es fanden sich Hinweise
auf wahnhaftes Erleben („Meine Nach-
barn hçren mich �ber den Fernseher
ab“).

Das AMDP-System bildet einige mçgli-
cherweise betreuungsrelevante Defizite
nicht ab. Hierzu gehçren insbesondere
neuropsychologische Beeintr�chtigun-
gen wie Aphasie,5 Apraxie,6 Neglect,7

Stçrungen der Exekutivfunktionen,8

Diese Defizite sollten in freier Beschrei-
bung dem Befund hinzugef�gt werden,
nicht gebr�uchliche Fachausdr�cke sind
zu erkl�ren. Entsprechendes gilt bei
Intelligenzminderungen bzw. geistiger
Behinderung.

6. Kçrperlicher Befund
Der kçrperliche und neurologische Un-
tersuchungsbefund ist zu dokumentie-
ren, wenn und soweit er f�r die Beant-
wortung der Fragestellung relevant ist.

7. Untersuchungsmethoden
Die angewandten Untersuchungsmetho-
den, diesen zugrunde liegende For-
schungserkenntnisse und die Ergebnisse

der Untersuchungen sind im Gutachten
zu nennen.

Die f�r die sp�tere Diagnosestellung
erforderlichen Untersuchungen sollen
sich an den Leitlinien der jeweiligen
Fachgesellschaften9 orientieren. Um bei-
spielsweise die Diagnose einer Demenz
zu stellen, sollte der Betroffene kçrper-
lich und neurologisch untersucht wer-
den, es sollte ein psychopathologischer
Befund erhoben werden. Ferner sollte
mindestens einer der gebr�uchlichen
Demenztests (MMST,10 DemTect,11 Uh-
rentest,12 wobei letzterer allein nicht
ausreichend ist) durchgef�hrt werden.
Laboruntersuchungen des Blutes und
des Nervenwassers sowie eine Bild-
gebung des Kopfes sprengen i. d. R. den
Rahmen eines Gutachtens. Liegen aktu-
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Aufs�tze

4 Ein System zur standardisierten Erfassung
und Dokumentation eines psychopathologi-
schen Befundes, das international Anwen-
dung findet.

5 Erworbener Verlust der Sprache. Es sind
verschiedene Auspr�gungen mçglich, so
kann beispielsweise die Sprache nicht mehr
artikuliert oder nicht mehr verstanden wer-
den. Bei der globalen Aphasie ist beides
gestçrt.

6 Unf�higkeit von zielgerichteten und geord-
neten Bewegungen, ohne dass eine L�hmung
im eigentlichen Sinne vorliegt.

7 Hier nimmt der Betroffene eine Kçrperh�lfte
ganz oder teilweise nicht wahr.

8 Steuerung des Verhaltens unter Ber�cksich-
tigung der Umwelt (bspw. Zielsetzung, Pla-
nung, Priorisierung, Impulskontrolle).

9 Deutsche Gesellschaft f�r Psychiatrie, Psychothera-
pie und Nervenheilkunde, http://www.dgppn.de/
publikationen/leitlinien/leitlinien1.html.

10 Der Mini-Mental-Status-Test ist ein psycho-
metrischer Schnelltest, mit dem der Schwe-
regrad einer Demenzerkrankung, insbeson-
dere vom Alzheimer-Typ, beurteilt werden
kann. Der Test wird h�ufig als Vergleichs-
grçße herangezogen, obwohl er nicht allen
wissenschaftlichen Anforderungen gen�gt.
Er enth�lt beispielsweise keine Aufgaben,
die geeignet sind, komplexere kognitive
Funktionen zu testen. Dazu gehçren bei-
spielsweise r�umlich-konstruktive Aufgaben
oder Planungsaufgaben. Kognitive Stçrun-
gen bei Menschen, die eine hohe Intelligenz
besitzen, kçnnen oft nicht exakt erfasst
werden. Zur Erfassung nur leichter kogniti-
ver Einbußen und damit zur Erkennung
eines fr�hen Stadiums einer Demenzerkran-
kung (was f�r einen fr�hen Behandlungs-
beginn wichtig w�re) ist der Test ebenfalls
nur wenig geeignet.

11 Der DemTect (Demenz Detection nach Kess-
ler und Calabrese) ist eine Testuntersuchung.
Er enth�lt f�nf Aufgaben zu den Funktionen
verbales Ged�chtnis, Wortfl�ssigkeit, intel-
lektuelle Flexibilit�t und Aufmerksamkeit. Er
enth�lt im Gegensatz zum MMST keine
Fragen zur Orientierung, pr�ft aber besser
als der MMST das verbale Ged�chtnis ab.

12 Der Uhrentest nach Shulmann ist eine
komplexe Aufgabe. In einen vorgegebenen
Kreis soll der Betroffene die fehlenden Ziffern
einer Uhr schreiben. Dann soll er eine
konkrete Uhrzeit, z. B. 7:20 mithilfe von
Zeigern einzeichnen. Dieser Test ist haupt-
s�chlich ein Instrument der Verlaufsbeob-
achtung. Die Ausf�hrung der Zeichnung wird
mit fortschreitender Krankheit immer un-
vollst�ndiger.



elle Untersuchungsergebnisse vor, kçn-
nen diese ggf. herangezogen werden.

Wird bei einer Begutachtung erstmals
eine psychiatrische/neurologische Diag-
nose gestellt, sollten im Gutachten ggf.
weitergehende Untersuchungen emp-
fohlen werden. Wird auf leitlinienge-
rechte Untersuchungen verzichtet, sollte
dies kurz begr�ndet werden.

IV. Ergebnis des Gutachtens

Diagnostische Beurteilung

Der Sachverst�ndige hat eine Diagnose
zu stellen oder in Ausnahmef�llen zu-
mindest eine mçglichst pr�zise syndro-
male Zuordnung zu treffen und diese in
einen – f�r Nichtmediziner verst�ndliche
– differenzialdiagnostischen Kontext zu
setzen. Dies ist insbesondere dann wich-
tig, wenn er zu einer anderen Diagnose
als die behandelnden �rzte oder evtl.
Vorgutachter kommt. Die Diagnosen
sollen entsprechend der aktuellen Ver-
sion der beiden �blichen Diagnosema-
nuale (ICD13 oder DSM)14 bezeichnet
werden. Die typischen Merkmale der
jeweiligen Diagnose sollen benannt und
dem jeweils korrespondierenden Befund
zugeordnet werden, sodass auch f�r
einen Nichtmediziner zweifelsfrei nach-
vollziehbar wird, wie der Sachverst�n-
dige zu seiner diagnostischen Einsch�t-
zung gekommen ist.

Falls es in seltenen F�llen nicht mçglich
ist, eine Diagnose zu stellen, sollte dies
nachvollziehbar begr�ndet werden. Eine
syndromale Zuordnung hat in jedem Fall
zu erfolgen. Die individuellen Defizite,
die zu der sachverst�ndigen Empfehlung
f�hren, sind dezidiert darzulegen.

Beantwortung der Fragestellung

Die Beantwortung der Fragestellung
stellt f�r den Auftraggeber den wesent-
lichen Inhalt des Gutachtens dar. Damit
das Gericht die Ergebnisse des Sach-
verst�ndigen nachvollziehen und auf
dieser Grundlage seine Entscheidung
treffen kann, m�ssen diese nicht nur
mitgeteilt, sondern auch verst�ndlich
und auf der Grundlage der zuvor ge-
nannten Tatsachengrundlagen �berzeu-
gend begr�ndet werden. Dabei h�ngt die
Begr�ndungstiefe vom jeweiligen Einzel-
fall ab.

Der Gutachter hat sich dabei auch mit
evtl. Vorgutachten auseinanderzusetzen.
Kommt er hierbei zu abweichenden
Ergebnissen, sind diese nachvollziehbar
zu begr�nden.

Ist die Fragestellung – wie h�ufig –
allgemein gehalten und wird lediglich
nach der Erforderlichkeit der Bestellung
eines Betreuers gefragt, bietet es sich an,
bei der Beantwortung auf dem im Folgen-
den dargestellten Fragenkatalog abzustel-

len.15 Die folgenden Fragen sollten – ggf.
an die individuelle Fragestellung ange-
passt – grds. abgearbeitet werden:

Bestellung eines Betreuers gem. § 1896
BGB16

1. Leidet der Betroffene an einer psy-
chischen Erkrankung oder einer kçrper-
lichen, geistigen oder seelischen Behin-
derung?

An dieser Stelle ist die oben gestellte
Diagnose unter die juristischen Begriffe
einzuordnen. Mit dem Begriff der psy-
chischen Krankheit werden diejenigen
Gesundheitsstçrungen bezeichnet, die
im Kapitel V (F) der ICD-10 aufgef�hrt
werden, mit Ausnahme der im Unter-
kapitel F7 genannten Stçrung. Eine
Alkoholabh�ngigkeit gilt im juristischen
Sinne nur dann als psychische Erkran-
kung, wenn erkrankungsbedingte Defi-
zite, wie beispielsweise ein amnestisches
Syndrom, hinzugetreten sind.

Unter dem nicht einheitlich definierten
Auffangbegriff der „seelischen Behin-
derung“ werden bleibende psychische
Beeintr�chtigungen als Folge psychischer
Krankheiten verstanden. Unter geistiger
Behinderung sind die Intelligenzmin-
derungen zu verstehen.

2. Welche normalerweise vorhandenen
physischen, psychischen oder geistigen
Strukturen und F�higkeiten sind bei dem
Betroffenen krankheitsbedingt beein-
tr�chtigt oder verloren gegangen?

Wesentliches Element des Betreuungs-
gutachtens ist die Darstellung dessen,
was der Betroffene selbst noch kann und
was er nicht mehr kann, und auf
welchen Grad von Krankheit und/oder
Behinderung die Einschr�nkungen zu-
r�ckzuf�hren sind. Es sollte daher deut-
lich herausgearbeitet werden, zu wel-
chen konkreten Einschr�nkungen die
festgestellte Krankheit bzw. Behin-
derung bei dem Betroffenen f�hrt. Dabei
sind sowohl funktionelle Einschr�nkun-
gen aufgrund des Beschwerdebildes
sowie Einschr�nkungen im sozialen
Bereich zu ber�cksichtigen.

3. Ist der Betroffene aufgrund dieser
krankheitsbedingten Beeintr�chtigun-
gen ganz oder teilweise nicht imstande,
seine anfallenden Angelegenheiten ei-
genverantwortlich zu besorgen?

Die so – auch f�r einen Nichtmediziner
verst�ndlich – herausgearbeiteten krank-
heits- bzw. behinderungsbedingten Defi-
zite des Betroffenen sollten sinnvoller-
weise in Bezug zu den empfohlenen
Aufgabenkreisen gesetzt werden. An-
haltspunkte f�r die erforderlichen Auf-
gabenkreise kçnnen sich aus der Betreu-
ungsanregung und den Ermittlungen der
Betreuungsbehçrde, aber auch aus eige-
nen Feststellungen des Sachverst�ndigen
ergeben.

4. Welche anderweitigen Hilfsmçglich-
keiten kçnnten eine Betreuung entbehr-
lich machen, insbesondere: Ist der Be-
troffene in der Lage, eine Vollmacht zu
erteilen?

Hier stellt sich die Frage, ob andere
tats�chliche oder rechtliche Mçglichkei-
ten bestehen, die regelungsbed�rftigen
Angelegenheiten des Betroffenen (ange-
messen) zu erledigen. Unter Ber�ck-
sichtigung verbliebener F�higkeiten des
Betroffenen oder anderer bislang unge-
nutzter Hilfen (soziales Netzwerk des
Betroffenen, andere soziale Einrichtun-
gen) ist zu beurteilen, ob eine gesetzliche
Betreuung erforderlich ist.

An dieser Stelle hat der Sachverst�ndige
auch dazu Stellung zu nehmen, ob der
Betroffene noch in der Lage ist, wirksam
eine Vollmacht zu erteilen. Sollte der
Sachverst�ndige w�hrend der Begutach-
tung Kenntnis davon erlangen, dass eine
Vollmacht besteht, sollte mit dem Gericht
R�cksprache gehalten werden, ob zur
Frage der Bevollm�chtigungsf�higkeit
zum Zeitpunkt der Vollmachterteilung
Stellung genommen werden soll.

5. Was kann durch die Bestellung eines
Betreuers zum Wohle des Betroffenen
erreicht werden und welche Folgen
w�rden sich f�r diesen voraussichtlich
ergeben, wenn keine Betreuung einge-
richtet w�rde?

Ein wesentlicher Teil der richterlichen
Entscheidungsfindung ist die Abw�gung
der Verh�ltnism�ßigkeit.17 Dabei sind
Vor- und Nachteile der Einrichtung einer
Betreuung, die immer die Grundrechte
des Betroffenen ber�hrt, gegeneinander
abzuw�gen. Aus diesem Grund ist es
wichtig, dass der Sachverst�ndige die
Tatsachen nennt, auf die sich seine
�rztliche Empfehlung st�tzt und darauf
abhebt, ob die von ihm abgegebene
Empfehlung erforderlich und geeignet
ist, das erw�nschte Ziel zu erreichen.
F�r die prognostische Aussage ist es
wichtig, dass dem Gutachten entnom-
men werden kann, was aus �rztlicher
Sicht passiert, wenn eine Betreuung
eingerichtet wird, vor allem aber, wenn
kein Betreuer bestellt wird.
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13 International Classification of Diseases (In-
ternationale Klassifikation der Krankheiten).

14 Diagnostic and Statistical Manual of Mental
Disorders (Diagnostisches und Statistisches
Manual Psychischer Stçrungen).

15 Hinsichtlich der Anordnung eines Einwil-
ligungsvorbehaltes oder der Genehmigung
einer geschlossenen Unterbringung wird auf
die anliegenden Fragekataloge verwiesen,
die Ausf�hrungen gelten hier entsprechend.

16 Gilt entsprechend f�r die Erweiterung des
Aufgabenkreises des Betreuers, § 293 Abs. 1
Satz 1 FamFG sowie f�r die Verl�ngerung der
Bestellung, § 295 Abs. 1 Satz 1 FamFG.

17 Aussagen wie „die Einrichtung einer gesetz-
lichen Betreuung ist daher verh�ltnism�ßig“
sollte der Sachverst�ndige unterlassen.



6. Welche Prognose besteht f�r die weitere
Entwicklung des Zustandes des Betroffe-
nen; bestehen Rehabilitationsmçglichkei-
ten? F�r welche Dauer ist eine Betreuung
voraussichtlich erforderlich?

Die Aussage �ber die voraussichtliche
Dauer der Betreuungsbed�rftigkeit sollte
Alternativverl�ufe einbeziehen, dies
auch deshalb, damit dem Gericht und
dem Betreuer Hinweise f�r die F�hrung
der Betreuung gegeben werden. An
dieser Stelle kann es auch sinnvoll sein,
dem zuk�nftigen Betreuer aus �rztlicher
Sicht Hinweise zu geben, beispielsweise
auf noch ausstehende Untersuchungen
und mçgliche Therapien, geeignete Kli-
niken oder Wohneinrichtungen.

7. Kann der Betroffene aufgrund der
Erkrankung oder Behinderung seinen
Willen nicht frei bestimmen? D.h., ist er
in der Lage, die f�r und gegen eine
Betreuung sprechenden Umst�nde zu
erfassen, gegeneinander abzuw�gen
und gem. einem aufgrund dieser Abw�-
gung gebildeten Willen zu handeln?

Ebenfalls ein wesentlicher Bestandteil
des Gutachtens ist die Beurteilung des
sogenannten freien Willens des Betroffe-
nen. In den F�llen, in denen sich ein
Betroffener gegen eine Betreuung wehrt
oder hiermit nicht (tragf�hig) einver-
standen ist, hat der Sachverst�ndige
dezidiert und f�r einen medizinischen
Laien verst�ndlich herauszuarbeiten
und kausal abzuleiten, warum eine
Einschr�nkung des freien Willens vor-
liegt. Formulierungen wie „ein freier
Wille besteht nicht, weshalb auch eine
Gesch�ftsunf�higkeit vorliegt“ sind nicht
zielf�hrend und f�r eine Entscheidungs-
findung ungeeignet.18

Abgestellt werden sollte vielmehr da-
rauf, ob der Betroffene die nçtige geistige
F�higkeit besitzt, um Folgen und Trag-
weite der jeweiligen Maßnahme zu
erfassen, Vor- und Nachteile gegen-
einander abzuw�gen und seinen Willen
danach zu bilden. Liegt eine Einbuße
vor, muss sie so ausgepr�gt sein, dass
mindestens eine der f�nf folgenden
F�higkeiten, die f�r autonomes Ent-
scheiden notwendig sind, gestçrt sind:
Entscheidungsrelevante Sachverhalte
kçnnen nicht verstanden werden, Folgen
und Risiken der verschiedenen Hand-
lungsalternativen kçnnen nicht in Bezug
zur individuellen Situation gesetzt wer-
den, Handlungsalternativen kçnnen
nicht im Lichte des Wertesystems be-
wertet werden, hieraus kann kein Wil-
lensschluss abgeleitet werden, und die-
ser kann nicht kommuniziert werden.

8. Ist davon abzusehen, dem Betroffenen
das Gutachten zur Verf�gung zu stellen
oder ihm die Gr�nde eines Beschlusses
bekannt zu geben, weil dies erforderlich
ist, um erhebliche Nachteile f�r seine
Gesundheit zu vermeiden?

Das Sachverst�ndigengutachten kann,
wie oben bereits dargestellt, dem Betrof-
fenen nur dann vorenthalten werden,
wenn zu besorgen ist, dass durch die
Bekanntgabe die Gesundheit des Betrof-
fenen gesch�digt oder zumindest ernst-
haft gef�hrdet wird. Dies ist in aller Regel
nicht der Fall. Der Sachverst�ndige sollte
daher auf entsprechende pauschale For-
mulierungen verzichten, sondern davon
ausgehen, dass das Gutachten dem
Betroffenen zur Verf�gung gestellt wird.
Ist in seltenen F�llen aus �rztlicher Sicht
tats�chlich der Eintritt eines gesundheit-
lichen Schadens zu besorgen, ist diese
Besorgnis dem Gericht mitzuteilen. Ggf.
sollte auf die Mçglichkeit hingewiesen
werden, das Gutachten dem Betroffenen
durch einen Verfahrenspfleger oder un-
ter Hinzuziehung einer Vertrauensper-
son zu erçffnen.

V. Zusammenfassung des
Gutachtens

In einer kurzen Zusammenfassung sollten
die wesentlichen Ergebnisse des Gutach-
tens unter enger Bezugnahme auf die
gerichtliche Fragestellung dargestellt
werden, damit dem Leser eine schnelle
Orientierung und evtl. kurzfristiger Hand-
lungsbedarf signalisiert werden kann.

VI. Schlussbemerkungen

Bei Verwendung wissenschaftlicher Lite-
ratur sollte die �bliche Zitierpraxis be-
achtet werden. Obwohl die g�ngige Li-
teratur des Fachgebietes dem Sachver-
st�ndigen ohne Zweifel bekannt sein
wird, kann dies f�r das Gericht und vor
allem den Betroffenen nicht angenommen
werden. Daher sollte am Ende des Gut-
achtens eine kurze Auflistung der ver-
wendeten Literatur (ohne Angabe von
Textstellen) erfolgen, um dem Gericht und
dem Betroffenen die Mçglichkeit zu
geben, sich ggf. zu belesen. Mit einer
Fundstelle belegt werden sollte zus�tzlich
spezielle Literatur, aus der im Gutachten
zitiert wird, um bestimmte wissenschaft-
liche Sachverhalte zu verdeutlichen. F

18 Der Sachverst�ndige sollte f�r sich heraus-
arbeiten, ob die Erkrankung/Behinderung
des Betroffenen die Umsetzung seiner Wert-
vorstellungen verhindert, ob eine Beein-
tr�chtigung der Intentionsbildung und der
Prozesse der Intentionsinitiierung und -rea-
lisierung vorliegen, ob die motivationalen
Voraussetzungen der Willensbildung ver-
�ndert sind, ob der Zugang zu den Wert-
vorstellungen des Betroffenen verstellt ist
und ob das Wertgef�ge und die affektiven
dynamischen Grundlagen der Entscheidun-
gen des Betroffenen (wahnhaft) verformt
sind. Diese Erkenntnisse sollte er dann – f�r
einen medizinischen Laien verst�ndlich – im
Gutachten niederlegen.
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